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Die weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen haben sich in 
den vergangenen zehn Jahren grundlegend verändert. Wach-
sender Protektionismus und geoökonomische Spannungen 
stellen besonders für die EU eine große Herausforderung dar, 
deren Fundamente auf Offenheit, Multilateralismus und Ko-
operation beruhen. In Form von vier Thesen werden in diesem 
Beitrag grundlegende Überlegungen zur zukünftigen Ausrich-
tung der EU-Außenwirtschaftspolitik vorgestellt. Neben der 
sicherheitspolitischen Bedeutung wirtschaftlicher Verflech-
tungen wird die Rolle von Unternehmen für die Gestaltung 
von resilienten Handelsbeziehungen, der Nutzen industriepo-
litischer Maßnahmen sowie die Wichtigkeit der europäischen 
Geschlossenheit im geoökonomischen Wettbewerb diskutiert.

IN KÜRZE

Andreas Baur

Geoökonomie und Außenwirtschaft – 
quo vadis EU?

Die weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen haben 
sich in den vergangenen zehn Jahren grundlegend 
verändert. Das Brexit-Referendum im Jahr 2016 und 
der unter US-Präsident Donald Trump vom Zaun ge-
brochene Handelskrieg zwischen den USA und China 
waren bereits deutliche Zeichen dafür, dass Protek-
tionismus und ökonomischer Nationalismus auch 
in westlichen Ländern zunehmend an Popularität 
gewinnen. Die Schwäche des regelbasierten, multi-
lateralen Handelssystems wurde zudem durch die 
US-amerikanische Blockade des WTO-Streitschlich-
tungsmechanismus nochmals deutlich verschärft. Ein 
weiterer tiefgreifender Schock für die Weltwirtschaft 
war die Corona-Pandemie. Die mit ihr verbundenen 
weltweiten Lieferkettenstörungen führten vielerorts 
zu grundlegenden Zweifeln an der Stabilität globa-
ler Lieferketten und ließen Bestrebungen nach einer 
stärkeren Regionalisierung oder gar Nationalisierung 
von Produktionsnetzwerken aufkommen. Fragen zu 
wirtschaftlicher »Resilienz« und »Abhängigkeit« sind 
seither ins Zentrum des wirtschaftspolitischen Dis-
kurses gerückt. Der russische Angriffskrieg auf die 
Ukraine markierte schließlich insbesondere für die eu-
ropäischen Außenwirtschaftspolitik eine tiefgreifende 
Zäsur. Mit dem Abbruch der russischen Gaslieferun-
gen wurde aus europäischer Perspektive schmerz-
haft deutlich, wie schnell sich Handelsbeziehungen 
als Waffe instrumentalisieren lassen. Aufgrund glo-
bal wachsender geopolitischer Spannungen wachsen 
auch die Befürchtungen, dass wirtschaftliche Inter-
dependenzen durch geopolitische Rivalen gezielt für 
wirtschaftliche Zwangsmaßnahmen genutzt werden, 
um so politische Zugeständnisse zu erreichen. Der In-
ternationale Währungsfonds (IWF) konstatiert bereits 
erste Zeichen einer geoökonomischen Fragmentierung 
der Weltwirtschaft, in der der Handel zwischen geo-
politischen Blöcken zunehmend eingeschränkt wird, 
um die Gefahr ökonomischer Erpressung zu verringern 
(Gopinath et al. 2024). Geoökonomie und Wirtschafts-
sicherheit prägen also zunehmend die Art und Weise, 
wie wir über Globalisierung denken und handelspoli-
tisch agieren. Doch was bedeuten diese veränderten 
Rahmenbedingungen für die Außenwirtschaftspolitik 
der Europäischen Union (EU), deren Fundamente auf 
Offenheit, Multilateralismus und Kooperation beru-
hen? In Form von vier Thesen stellt dieser Beitrag 
grundlegende Überlegungen zur zukünftigen Ausrich-
tung der europäischen Außenwirtschaftspolitik zur 
Diskussion.

DIE SICHERHEITSPOLITISCHE AMBIVALENZ  
WIRTSCHAFTLICHER VERFLECHTUNGEN MACHT 
EINEN AUSSENWIRTSCHAFTLICHEN BALANCEAKT 
ERFORDERLICH 

Als im vergangenen Sommer die Bundesregierung 
ihre lang erwartete China-Strategie vorstellte, in der 
das De-Risking (Risikominderung) der deutsch-chi-
nesischen Handelsbeziehungen einen zentralen Platz 
einnahm, rief dies schnell die chinesische Botschaft 
in Deutschland auf den Plan. In einer Stellungnahme 
warnte sie eindringlich vor einer »Versicherheitli-
chung« und »Politisierung« von Handelsbeziehungen 
(Botschaft der Volksrepublik China in der Bundesrepu-
blik Deutschland 2023). Und in der Tat scheinen sich 
nicht wenige die Zeit zurückzuwünschen, in der Geo-
politik und ökonomischer Zwang schlicht kein Thema 
in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen waren. 
Doch gerade das Beispiel Chinas zeigt, 
dass sich die europäische Außen-
wirtschaftspolitik eine solche 
Nostalgie nicht leisten kann. Die 
Fälle, in denen die Volksrepub-
lik in den vergangenen Jahren 
gezielt Wirtschaftsverflechtun-
gen als politisches Druckmittel 
genutzt hat, sind vielfältig und 
gut dokumentiert (Reynolds und 
Goodman 2023).

ist Doktorand am ifo Zentrum für 
Außenwirtschaft.
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So sah sich beispielsweise das EU-Mitgliedsland 
Litauen mit massiven Einschränkungen seiner Exporte 
nach China konfrontiert, als es die Eröffnung einer 
diplomatischen Vertretung Taiwans in der litauischen 
Hauptstadt Vilnius im Jahr 2021 ermöglichte. Kritische 
Rohstoffe sind ein weiterer strategischer Flaschenhals 
(chokepoint), bei dem Peking bereits heute die Mus-
keln spielen lässt. Die EU ist bei einer Reihe von kriti-
schen Rohstoffen von China als dominantem Zulieferer 
abhängig (vgl. Abb. 1). Im Juni 2023 hat China nun Ex-
portkontrollen für Gallium und Germanium eingeführt, 
im Dezember folgten zusätzliche Exportkontrollen für 
Graphit. Die geoökonomischen Risiken, die mit der  
dominanten Stellung Chinas bei vielen kritischen Roh-
stoffen verbunden sind, lassen sich in diesem Kontext 
nur schwer ignorieren.

In einem vor kurzem veröffentlichten Buch 
schlägt der Vorstandsvorsitzende der Axel Springer 
SE, Mathias Döpfner, eine radikale Antwort auf die 
wachsenden geoökonomischen Risiken vor: Die ge-
meinsame wirtschaftliche Abkopplung aller Demo-
kratien von autokratischen Staaten wie China in Form 
einer »Freiheitshandelsallianz« (Döpfner 2024). Die 
enormen wirtschaftlichen Kosten einer solchen Ab-
kopplung leugnet er nicht, doch aus seiner Sicht seien 
diese Kosten als Preis für den »Schutz unserer Werte 

und Souveränität« gerechtfertigt.1 Kann man also die 
Kosten, die mit einem Abbruch der Handelsbeziehun-
gen mit China und anderen Autokratien verbunden 
wären, als eine Art Versicherungsprämie gegen wirt-
schaftliche Erpressungsversuche sehen? 

Eine solche Sichtweise ignoriert die sicherheits-
politische Ambivalenz wirtschaftlicher Interdepen-
denzen: Es ist zwar richtig, dass tiefgehende Han-
delsverflechtungen im Konfliktfall potenziell hohe 
Kosten verursachen können. Gerade aber aufgrund 
dieser Opportunitätskosten im Konfliktfall bieten ge-
winnbringende Handelsbeziehungen für beide Seiten 
wirtschaftliche Anreize zu kooperativem Verhalten.2 
Wenn man also die wirtschaftlichen Kosten eines 
De-Couplings von Autokratien als eine Art Versiche-
rungsprämie zu rechtfertigen versucht, sollte man 
ebenfalls berücksichtigen, dass die Zahlung dieser 
Prämie tendenziell auch die Wahrscheinlichkeit für 
den Eintritt des Versicherungsfalls erhöht. Aufgrund 
dieses Trade-offs weist der von der EU-Kommissions-
präsidentin Ursula von der Leyen propagierte Ansatz 
eines zielgerichteten De-Risking grundsätzlich in die 
richtige Richtung: Die Verringerung von Abhängigkei-
ten in kritischen Bereichen sollte im Zentrum stehen, 
nicht der Rückbau von Handelsbeziehungen per se. 
Ein solches De-Risking aber konkret umzusetzen, 
ohne dabei protektionistische Partikularinteressen 
zu bedienen, stellt einen herausfordernden außen-
wirtschaftlichen Balanceakt dar.

UNTERNEHMEN REAGIEREN AUF  
(GEOPOLITISCHE) RISIKEN – STAATLICHE  
EINGRIFFE BEDÜRFEN EINER ÖKONOMISCHEN 
BEGRÜNDUNG

In der Diskussion darüber, wie geopolitische und an-
dere Risiken in Handelsbeziehungen reduziert wer-
den können und wie die Widerstandsfähigkeit von 
Lieferketten gestärkt werden soll, stehen zumeist die 
Handlungsoptionen staatlicher Akteure im Vorder-
grund. Dabei wird häufig vergessen, dass die Unter-
nehmen selbst ein großes Interesse an widerstands-
fähigen Lieferketten haben, um kostspielige Liefer-
ausfälle zu vermeiden. Eine kürzlich vom ifo Institut 
durchgeführte Unternehmensbefragung zeigt, dass 
ein Großteil der deutschen Firmen im vergangenen 
Jahr in die Resilienz ihrer Lieferketten investiert hat, 
um das Risiko von Lieferkettenstörungen zu senken 
(vgl. Abb. 2; Aksoy et al. 2024). Insbesondere die Di-
versifizierung von Zuliefererstrukturen, eine erhöhte 
Lagerhaltung sowie ein verbessertes Lieferketten-Mo-
nitoring standen dabei im Fokus der Unternehmen. 
Um die wirtschaftliche Sicherheit und Resilienz des 
europäischen Binnenmarkts zu stärken, besteht da-
her eine zentrale wirtschaftspolitische Aufgabe darin, 
1	 Die wirtschaftlichen Folgen verschiedener De-Coupling-Szenarien 
wurden zuletzt in mehreren Simulationsstudien des ifo Instituts ana-
lysiert (Baur et al. 2023; Dorn et al. 2022).
2	 Für eine weiterführende Diskussion siehe u. a. Thoenig (2023) und 
Copeland (2015).

86

67

83

70

94

85

91

100

32

40

45

65

71

85

97

100

0 20 40 60 80 100

Wolfram

Natürlicher Graphit

Germanium

Wismut

Gallium

Leichte Seltene Erden

Magnesium

Schwere Seltene Erden

EU-Nachfrage Globale Produktion

Strategische kritische Rohstoffe mit China als wichtigstem EU-Lieferant
China-Anteil in %

Quelle: Europäische Kommission (2023); Darstellung des ifo Instituts. © ifo Institut 

%

Abb. 1

3

17

34

44

45

58

0 20 40 60

Sonstige

Höhere Fertigungstiefe (Insourcing)

Umschichtung zwischen bestehenden Lieferverhältnissen

Bessere Überwachung der Lieferketten

Verstärkte Lagerhaltung

Diversifikation in der Beschaffung / neue Lieferanten

Maßnahmen zur Verringerung des Risikos von Lieferkettenstörungen
Verarbeitendes Gewerbe, Mehrfachantworten möglich, Anteil der Unternehmen in %

Quelle: ifo Konjunkturumfragen November 2023; Aksoy et al. (2024). © ifo Institut 
%

Abb. 2



21ifo Schnelldienst  5 / 2024  77. Jahrgang  15. Mai 2024

EUROPA 2024 – Weichen stellen für eine nachhaltige und erfolgreiche wirtschaftliche Entwicklung

geeignete Rahmenbedingungen für solche Unterneh-
mensinvestitionen in die Widerstandsfähigkeit von 
Lieferketten zu schaffen. Ein wichtiger Baustein dafür 
sind verlässliche und stabile außenwirtschaftliche Be-
dingungen, die die Diversifizierungsbestrebungen von 
Unternehmen unterstützen. 

Für umfassendere staatliche Eingriffe in Liefer-
ketten ist dagegen maßgebend, inwiefern Firmen aus-
reichend Anreize haben, um die Widerstandsfähigkeit 
von Produktionsnetzwerken in einem gesellschaftlich 
gewünschten Maß zu gewährleisten. Erste ökonomi-
sche Arbeiten zu diesem Thema deuten darauf hin, 
dass die Antwort auf diese Frage komplex ist und stark 
von den jeweiligen Produktions- und Markstruktu-
ren abhängt (Grossman et al. 2023; Elliott und Golub 
2022). Ein Marktversagen könnte z. B. dann vorliegen, 
wenn aus gesellschaftlicher Sicht Versorgungseng-
pässe bei bestimmten Produkten (z. B. Medikamente) 
deutlich schwerer wiegen als aus Sicht des einzelnen 
Unternehmens und sich somit die öffentliche Risiko-
bewertung von der privatwirtschaftlichen deutlich un-
terscheidet (Baldwin und Freeman 2022). Auch wenn 
Unternehmen erwarten, dass sie im Fall von Liefer-
unterbrechungen oder dem Wegfall von Absatzmärk-
ten staatlich unterstützt oder sogar gerettet werden 
(too big to fail), könnte dies ebenfalls zu einer – aus 
gesellschaftlicher Sicht – übermäßigen Abhängigkeit 
von einzelnen Zulieferern oder Absatzmärkten führen 
(Wissenschaftlicher Beirat beim BMWK 2023). 

Diese Beispiele zeigen zum einen, dass staatli-
che Eingriffe zur Stärkung der Wirtschaftssicherheit 
in bestimmten Fällen ökonomisch begründet werden 
können. Sie machen aber ebenso deutlich, dass eine 
solche Begründung immer auch der Ausgangspunkt 
für die Ausgestaltung entsprechender wirtschaftspo-
litischer Maßnahmen sein sollte. 

WER ABHÄNGIGKEIT SAGT, MUSS NICHT  
ZWANGSLÄUFIG INDUSTRIEPOLITIK SAGEN

Spätestens mit dem Beginn der Corona-Pandemie ist 
ein weltweites Wiederaufleben der Industriepolitik 
zu verzeichnen, das im vergangenen Jahr weiter an 

Dynamik gewonnen hat (vgl. Abb. 3). Viele neue indus-
triepolitische Initiativen werden dabei aus geo- und 
sicherheitspolitischen Gründen angestoßen und haben 
das Ziel, die Resilienz von Lieferketten zu stärken. 

Der Fokus liegt dabei meistens auf Produkten, die 
aus wirtschaftspolitischer Sicht als »kritisch« betrach-
tet werden, weil sie beispielsweise als Vorleistungen 
für die heimische Wirtschaft nur schwer zu ersetzen 
sind, oder auf die aus anderen gesundheits-, ernäh-
rungs- oder sicherheitspolitischen Gründen nicht ver-
zichtet werden kann. Wenn solche Produkte nur aus 
einem oder sehr wenigen Herkunftsländern bezogen 
werden, können einzelne Lieferausfälle hohe wirt-
schaftliche Kosten verursachen. Zudem besteht bei 
solchen kritischen Abhängigkeiten ein großes geoöko-
nomisches Erpressungspotenzial. Die Logik hinter dem 
Einsatz industriepolitscher Maßnahmen scheint daher 
naheliegend: Sie sollen die Produktion strategisch 
wichtiger Güter durch staatliche Subventionen oder 
protektionistische Maßnahmen im Inland sichern und 
somit kritische Abhängigkeiten abbauen. 

Diese Argumentationslinie findet sich z. B. an 
zentraler Stelle im europäischen Net-Zero Industry 
Act wieder, der in Reaktion auf den US-amerikani-
schen Inflation Reduction Act (IRA) konzipiert und 
im vergangenen April vom Europäischen Parlament 
verabschiedet wurde. Das erklärte Ziel dieses Maß-
nahmenpakets ist es, den Zugang der EU zu wichtigen 
grünen Technologien, z. B. Solarpanele, Windräder und 
Batterien, dadurch zu sichern, dass mindestens 40 % 
des europäischen Bedarfs durch eigene europäische 
Produktionskapazitäten gedeckt wird. Dies soll u. a. 
dadurch gelingen, dass Ausschreibungen sogenannte 
»Resilienzkriterien« enthalten, durch die europäische 
Produzenten bevorzugt werden können – de facto 
eine »Buy European«-Klausel durch die Hintertür (Baur 
und Flach 2023).

Die Diagnose, dass hohe Abhängigkeiten von ein-
zelnen Zulieferern bei bestimmten grünen Technolo-
gien bestehen, ist durchaus richtig. So stammen allein 
95 % der EU-Importe von Solarpanelen aus China. Aus 
solchen Abhängigkeiten folgt aber nicht zwangsläufig, 
dass die Sicherung inländischer Produktionskapazitä-

0

400

800

1 200

1 600

2 000

Jan Feb Mär Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez

ᵃ Bei Maßnahmen mit mehreren Motiven wurde jedes Motiv gleich gewichtet. 
Quelle: New Industrial Policy Observatory (NIPO); Berechnungen des ifo Instituts.

Neue handelsverzerrende industriepolitische Maßnahmen im Jahr 2023

© ifo Institut
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ten durch industriepolitische Maßnahmen im Sinne 
der wirtschaftlichen Sicherheit geboten ist. Eine sol-
che Argumentation wäre ein klassischer Fall eines non 
sequitur, denn für die Stärkung der Wirtschaftssicher-
heit und dem Abbau von Abhängigkeiten stehen eine 
ganze Reihe von wirtschaftspolitischen Instrumenten 
zur Verfügung, die gegeneinander abgewogen werden 
müssen. Im Fall von Solarpanelen zeigen z. B. McWil-
liams et al. (2024), dass eine staatlich vorgeschriebene 
Lagerhaltung von Solarpanelen bereits einen wichti-
gen Beitrag zur Wirtschafssicherheit leisten könnte 
und dabei deutlich kostengünstiger wäre als die di-
rekte Subventionierung der heimischen Produktion. 
Darüber hinaus kann eine Stärkung der Kreislaufwirt-
schaft mit verbessertem Recycling nicht nur im Fall 
von Solarpanelen die Abhängigkeiten von Importen 
aus dominanten Lieferländern reduzieren. 

Grundsätzlich liegt der Schlüssel für die Stärkung 
der Wirtschaftssicherheit in vielen Fällen in einer In-
tensivierung des Außenhandels selbst. Denn um stra-
tegische Abhängigkeiten von dominanten Lieferlän-
dern zu reduzieren, bieten sich für die notwendige 
Diversifizierung in vielen Fällen nicht nur das Inland, 
sondern auch eine Vielzahl anderer Handelspartner 
an. Je breiter die Bezugsquellen von strategisch wich-
tigen Gütern gestreut sind, desto geringer ist schließ-
lich das Risiko eines kompletten Lieferausfalls oder 
die Gefahr geoökonomischer Erpressung. Aus diesem 

Grund ist es auch im Sinne der Wirtschaftssicherheit 
von entscheidender Bedeutung, die Diversifizierung 
von Beschaffungs- und Absatzmärkten gezielt zu för-
dern. Eine Ausweitung des europäischen Netzwerks an 
Handelsabkommen kann hier einen entscheidenden 
Beitrag leisten. 

Gegenüber solchen Alternativen ist die indust-
riepolitische Subventionierung der inländischen Pro-
duktion in vielen Fällen eine sehr teure und nicht im-
mer zielführende Alternative für eine Gewährleistung 
der wirtschaftlichen Sicherheit. Auch wenn außenwirt-
schaftliche Abhängigkeiten im Einzelfall inländische 
Produktionskapazitäten notwendig machen sollten, 
sind sie keineswegs ein argumentativer Joker, der 
pauschal die selektive Subventionierung der heimi-
schen Produktion rechtfertigt. Zudem spricht vieles 
dafür, industriepolitische Maßnahmen auf die Förde-
rung von innovativen Produktionsprozessen und die 
Diffusion neuer Technologien auszurichten, anstatt 
bereits auf dem Markt etablierte Produktionsverfah-
ren teuer zu subventionieren (IWF 2024).

ENTSCHEIDEND IM GEOÖKONOMISCHEN  
WETTBEWERB: EUROPÄISCHE GESCHLOSSENHEIT

Durch die Schwächung des regelbasierten, multilate-
ralen Handelssystems zählt auch in der globalisierten 
Wirtschaft immer häufiger die Macht des Stärkeren. 
Umso wichtiger wird dadurch die Geschlossenheit der 
Europäischen Union auf der außenwirtschaftlichen 
Bühne. Das Bewusstsein dafür, dass selbst »große« 
EU-Mitgliedstaaten wie Frankreich oder Deutschland 
im internationalen Vergleich zunehmend an ökonomi-
schem Gewicht verlieren und nur als geeintes Europa 
auf Augenhöhe mit den großen wirtschaftlichen Play-
ern wie China oder den USA agieren können, scheint 
in den europäischen Hauptstädten allerdings unter-
schiedlich stark ausgeprägt zu sein. Abbildung 4 und 5 
veranschaulichen die Bedeutung europäischer Ge-
schlossenheit am Beispiel der Handelsbeziehungen 
mit China. Alle europäischen Mitgliedstaaten zusam-
men sind aus chinesischer Perspektive als Handels- 
partner ähnlich wichtig wie spiegelbildlich China für 
die EU. 

Auf der Ebene der einzelnen Mitgliedstaaten er-
geben sich dagegen klare Asymmetrien in der gegen-
seitigen ökonomischen Bedeutung. Selbst Deutsch-
land als größte EU-Volkswirtschaft spielt für China als 
Absatz- und Beschaffungsmarkt nur eine vergleichs-
weise begrenzte Rolle (Baur und Flach 2022). Solche 
Asymmetrien auf Ebene der einzelnen Mitgliedstaaten 
erhöhen das geoökonomische Erpressungspotenzial 
und sind der Grund, weshalb Uneinigkeit und natio-
nale Alleingänge die europäische Wirtschaftssicherheit 
nachhaltig schwächen. Wenn die Europäische Union 
dagegen geschlossen agiert und mit einer Stimme 
spricht, kann sie die europäischen Interessen auf in-
ternationalere Ebene wirkungsvoll vertreten und ist 
ein attraktiver strategischer Partner. Zudem erhöht 
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sich auch die europäische Abschreckung gegenüber 
wirtschaftlichen Zwangsmaßnahmen von Drittländern, 
wenn potenzielle Aggressoren mit einer einheitlichen 
und koordinierten Gegenreaktion der europäischen 
Mitgliedstaaten rechnen müssen. 

SCHLUSSBETRACHTUNG

So falsch es ist, die sicherheitspolitische Dimension 
der europäischen Außenwirtschaftsbeziehungen zu 
ignorieren, so falsch wäre es, die Weltwirtschaft aus-
schließlich als eine weitere geopolitische Arena zu 
sehen.

Der Außenhandel mit Ländern außerhalb Europas 
ist ein zentraler Faktor für den europäischen Wohl-
stand und insbesondere für die europäische Industrie 
von großer Bedeutung. So hängen allein 32 % der In-
dustriearbeitsplätze und 36 % der industriellen Wert-
schöpfung in der EU vom Export in Nichtmitgliedstaa-
ten ab.3 Daher ist es gerade aus europäischer Perspek-
tive wichtig, sich in den Außenwirtschaftsbeziehungen 
nicht ein grundsätzliches geoökonomisches Nullsum- 
mendenken aufzwingen zu lassen, das die Gefahr 
protektionistischer Eskalationsspiralen in sich trägt. 

Der nationale US-Sicherheitsberater Jake Sulli-
van sprach zuletzt häufiger von einem kleinen Gar-
ten (small yard) in den Außenwirtschaftsbeziehungen, 
der aus sicherheitspolitischen Gründen von einem 
hohen Zaun (high fence) eingegrenzt werden müsse, 
wobei der überwiegende Teil der Außenwirtschaft da-
von nicht betroffen sein soll. Diesen kleinen Garten 
mit Augenmaß festzulegen und die möglichst intel-
ligent aufgestellten Zäune transparent nach außen 
zu kommunizieren, wird eine der zentralen Aufgaben 
der europäischen Außenwirtschaftspolitik in Zukunft 
sein. Darüber hinaus ist es trotz oder gerade wegen 
erster Anzeichen einer geoökonomischen Fragmen-
tierung der Weltwirtschaft im ureigenen Interesse der 
EU-Mitgliedstaaten, sich auch weiterhin für offene 
Weltmärkte und ein faires, regelbasiertes Handels-
system gemeinsam einzusetzen.
3	 Diese Statistiken beruhen auf den von Eurostat bereitgestellten 
Figaro-Tabellen und beziehen sich auf das Jahr 2021.
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